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Zusammenstellung 

des Entwurfs eines Gesetzes über die Allgemeine Statistik 
in der Industrie und im Bauhauptgewerbe 
- Drucksache 3056 - 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Angelegenheiten 
der inneren Verwaltung 
(8. Ausschuß) 


Entwurf 


Beschlüsse des 8. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes über die Allgemeine 
Statistik in der Industrie und im Bauhaupt- 
gewerbe 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

§ 1 

In der Industrie und im Bauhauptgewerbe 
werden statistische Erhebungen als Bundes- 
statistik durchgeführt, 

§2 

Auskunftspflichtig sind: 

1. Gruppe 1 

Alle Betriebe der Industrie und des Berg- 
baus mit Ausnahme der Betriebe der Bau- 
industrie und der Unternehmen der 
öffentlichen Elektrizitäts-, Gas- und Was- 
serversorgung. 

2. Gruppe 2 

Alle Betriebe des Bauhauptgewerbes. 

§3 

(1) Bei höchstens 70 000 der nach § 2 Nr. 1 
auskunftspflichtigen Betriebe erfassen die Er- 
hebungen folgende Tatbestände: 


Entwurf eines Gesetzes über die Allgemeine 
Statistik in der Industrie und im Bauhaupt- 
gewerbe 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
sdilossen: 

§ 1 

unverändert 


§ 2 

unverändert 


§ 3 

(1) Bei höchstens 70 000 der nach § 2 Nr. 1 
auskunftspflichtigen Betriebe erfassen die Er- 
hebungen folgende Tatbestände: 
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Entwurf 


Beschlüsse des 8. Ausschusses 


L Monatlich 

1 . die Beschäftigten, 

2. die Arbeitsstunden, 

3. die Bruttolohn- und Bruttogehalts- 
summen, 

4. den Umsatz, 

5. den Verbrauch, den Zugang und den 
Bestand an Brennstoffen, 

6. die Erzeugung, die Gewinnung, den 
Bezug, die Abgabe und den Verbrauch 
von Elektrizität und von Gas, 

7. die Produktion nach einer für die In- 
dustriegruppen repräsentativen Aus- 
wahl von höchstens 700 Waren oder 
Warengruppen; 

11. Vierteljährlich 

1. die Gesamtproduktion nach Waren, 

2. die Reparatur-, Montage- und Lohn- 
veredelungsarbeiten; 

III. Jährlich 

1. die Gewinnung, den Anfall, den Be- 
zug, die Abgabe, den Gebrauch und 
den Verbrauch von Wasser, 

2. den Anfall, die Behandlung und den 
Verbleib des Abwassers. 

(2) Bei den übrigen nach § 2 Nr. 1 aus- 
kunftspflichtigen Betrieben erfassen die Er- 
hebungen jährlich folgende Tatbestände: 

1. die Beschäftigten, 

2. den Umsatz. 


§4 

(1) Bei höchstens 20 000 der nach § 2 Nr. 2 
auskunftspflichtigen Betriebe erfassen die Er- 
hebungen folgende Tatbestände: 

I. Monatlich 

1. die Beschäftigten, 

2. die Arbeitsstunden, 

3. die Bruttolohn- und Bruttogehaks- 
summen, 

4. den Umsatz; 

II. Jährlich 

1. die Geräteausstattung, 


I. unverändert 


II. unverändert 


IIL Alle zwei Jahre 

1. unverändert 

2. unverändert 
(2) unverändert 


§ 4 

unverändert 
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Entwurf 

2. die Forderungen aus ibetrieblidien Lei- 
stungen und Lieferungen. 

(2) Bei den übrigen nach § 2 Nr. 2 aus- 
kunftspflichtigen Betrieben erfassen die Er- 
hebungen einmal jährlich die in Absatz 1 
Ziffern I und II bezeichneten Taftbestände. 

§ 5 

Außer den in §§ 3 und 4 bezeichneten Tat- 
beständen werden Angaben zur Kennzeich- 
nung des Betriebes erhöben. 


§ 6 

Die Erhebungsvordrucke sind der erhe- 
benden Stelle zu den auf den Vordrucken 
bezeichneten Berichtsterminen einzureichen. 

§ 7 

(1) Die Weiterleitung von Einzelanigaben 
nach § 12 Abs. 2 des Gesetzes über die Sta- 
tistik für Bundeszwecke (StatGes) vom 
3. September 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 1314) 
durch die erhebenden Behörden an die für 
die Wirtschaft zuständige oberste Bundes- 
und Landesbehörde ohne Nennung des Na- 
mens des Auskunftspflichtigen ist zugelassen. 

(2) Die Weiterleitung von Einzelangaben 
unter Nennung des Namens des Au-skunf ts- 
pflichtigen an die in Absatz 1 bezeichnete Be- 
hörde ist auf Anforderung in Einzelfällen 
zulässig. Bei der Anforderung sind die Tatbe- 
stände nach §§ 3 und 4, über die Auskunft 
gefordert wird, zu bezeichnen. 


Beschlüsse des 8. Ausschusses 


§ 5 

Außer den in §§ 3 und 4 bezeichneten Tat- 
beständen werden Angaben zur Kennzeich- 
nung des Betriebes erhoben, die zu einer zu- 
treffenden Beurteilung der Meldepflicht und 
der statistischen Zuordnung der Betriebe er- 
forderlich sind. 


§ 7 

(1) unverändert 


(2) unverändert 


(3) Abweichend von den Vorschriften der 
Absätze 1 und 2 gilt für das Land Berlin 
folgende Regelung: 

Die Weiterleitung von Einzelangaben nach 
§12 Abs. 2 des Gesetzes über die Statistik 
für Bundeszwecke an die fachlich zuständige 
oberste Bundes- und Landesbehörde ist zu- 
gelassen. 
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Entwurf 


Beschlüsse des 8. Ausschusses 


§8 § 8 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des §13 unverändert 

Abs. 1 des Dritten Oberleitungsgesetzcs vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin. 


§ 8a 

Dieses Gesetz gilt im Saarland vom Ende 
der Übergangszeit nach Artikel 3 des Saar- 
vertrages vom 27. Oktober 1956 (Bundes- 
gesetzbl. II S. 1587) an. 

§9 § 9 

Dieses Gesetz tritt am Tage nadi seiner unverändert 

Verkündung in Kraft. Die Bestimmung in 
§ 4 Abs. 1 Ziff. II Nr. 2 tritt drei Jahre nach 
Inkrafttreten dieses Gesetzes außer Kraft. 




